
Dürfen  Linke  Forderungen  an
den Staat stellen? (#ZeroCovid)
Guter Artikel unseres Genossen Wilhelm Schulz, zuerst veröffentlicht in Neue
Internationale 253, Februar 2021

#ZeroCovid  stellt  den  ersten  linken  Vorstoß  mit  potenziellem
Massencharakter  der,  der  sich  gegen  die  staatlichen  Maßnahmen  zur
Einschränkung  der  Pandemie  stellt  und  die  Auseinandersetzung  in  die
Betriebe tragen möchte. Es stellt eine zentrale Aufgabe auch der subjektiv
revolutionären Linken dar, die Initiative und ihren Erfolg nach Kräften zu
stärken und sie politisch zu prägen. Daher unterstützen wir sie kritisch und
fordern alle linken und proletarischen Kräfte auf, es uns nachzutun.

Während an die 100.000 den Aufruf unterschrieben haben, bleibt die
Reaktion unter sozialistischen Linken bislang recht verhalten. Die SAV
unterstützt die Kampagne nicht, weil sie es nicht für mehrheitsfähig in
der Klasse hält, einen Shutdown auch auf die Wirtschaft auszuweiten. Der
Funke (IMT) verweigert sich, weil der Aufruf die Methoden des
Klassenkampfes nicht anwende, sondern  den Staat als Subjekt der
Veränderung sieht und damit Illusionen in eben jenen schüre.

In verschiedenen Stellungnahmen aus linken Organisationen, Parteien
und Plattformen können wir in den letzten Tagen eine relative Paralyse
gegenüber  der  Forderung  nach  einschränkenden  Maßnahmen  zur
Bekämpfung
der Pandemie beobachten. Forderungen an den Staat erscheinen manchen
prinzipiell, also unabhängig von ihrem Inhalt, als Teufelszeug.

Staat und Reformen
Bevor  wir  auf  die  Frage  näher  eingehen,  wollen  wir  kurz  fünf
Forderungsblöcke  von  #Zero-Covid  darlegen:

„1. Wir schränken unsere Kontakte auf ein Minimum ein – auch am
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Arbeitsplatz. Wir müssen alle nicht gesellschaftlich notwendigen
Bereiche der Wirtschaft für eine Zeit stilllegen.

2. Niemand darf zurückbleiben: Menschen können nur zu Hause bleiben,
wenn sie finanziell abgesichert sind. Deshalb ist ein umfassendes
Rettungspaket für alle nötig.

3. Der Markt hat nichts geregelt. Der Gesundheits- und Pflegebereich
muss sofort ausgebaut werden. Das heißt auch: Löhne rauf und weg mit dem
schädlichen Profitprinzip im Gesundheitswesen.

4. Eine globale Pandemie lässt sich nur global besiegen: Impfstoffe
dürfen nicht den Profiten von Unternehmen dienen, sondern müssen allen
Menschen überall zur Verfügung stehen.

5. Die nötigen Maßnahmen kosten Geld. Deshalb brauchen wir
europaweite Covid-Solidaritätsabgaben auf hohe Vermögen,
Unternehmensgewinne, Finanztransaktionen.“

Diese fünf Forderungen könnten natürlich noch deutlicher und
konkreter gefasst werden. Das ist hier aber nicht das Wesentliche. Alle
zielen auf den Gesundheitsschutz, die soziale Verbesserung der Lage der
Lohnabhängigen, von Selbstständigen, unabhängig von Alter, Nationalität,
Geschlecht sowie auf die Finanzierung dieser Maßnahmen durch
Umverteilung von oben nach unten.

Forderungen im Kapitalismus
Solange wir den Kapitalismus noch nicht gestürzt haben, richten sich
solche Forderungen nach sozialen und politischen Verbesserungen oder
Reformen immer notwendigerweise an den Staat. Das trifft z. B. auch auf
die Forderungen nach einer gesetzlichen Arbeitszeitverkürzung, nach
einem Mindestlohn, nach Enteignungen großer Konzerne, nach dem Ausbau
demokratischer Rechte zu.

Würden die VertreterInnen einer solchen Kritik ihre eigenen Argumente
ernst nehmen, so müssten sie jede Bewegung, jeden Kampf für politische



und soziale Reformen kategorisch ablehnen und, ähnlich wie die
„antiautoritären“ und anarchistischen KritikerInnen von Marx und Engels
in der Ersten Internationale, den Weg des politischen Abstentionismus
beschreiten, also der Enthaltung vom und Ablehnung des politischen
Klassenkampf/es für Verbesserungen im bestehenden System.

Die Geschichte lehrt hingegen, dass der Kampf um solche Reformen als
Mittel genutzt werden muss, um die ArbeiterInnenklasse zu organisieren
und in Bewegung zu bringen. Schließlich hat der bürgerliche Staat als
Sachwalter des Kapitals nichts zu verschenken. Und jede/r weiß, dass die
Ziele von #ZeroCovid nur durch massive Mobilisierungen erzwungen werden
können, um diese gegen den Widerstand von Kapital, bürgerlichen
Parteien und Regierung zu erzwingen.

Nur wenn die Forderungen mit weiterführenden Kampfmaßnahmen wie
Demonstrationen, Streiks und Besetzungen verbunden werden, kann die
Klasse Zugeständnisse erzwingen und im Zuge ihrer dafür notwendigen
Selbstorganisation die Umsetzung kontrollieren. Im Nachfolgenden wollen
wir also die Frage, ob und inwiefern wir Forderungen an den Staat
stellen sollten, weiter beleuchten.

Was ist der bürgerliche Staat?
Der bürgerliche Nationalstaat ist in erster Linie ein Instrument zur
Aufrechterhaltung der herrschenden Ordnung und Eigentumsverhältnisse –
er ist ein kapitalistischer Klassenstaat. Er fungiert als ideeller
Gesamtkapitalist, d. h. er muss die allgemeinen Produktionsbedingungen
aufrechterhalten und auch als Sachwalter des Gesamtinteresses der
herrschenden Klasse dienen. Dieses darf jedoch nicht als Addition der
Interessen der konkurrierenden Einzelkapitale verstanden werden.
Vielmehr muss er auch die Konkurrenzbedingungen unabhängig von diesen
garantieren, was auch zu einzelnen Konflikten führt. Dieser Gegensatz
zeigt sich aktuell auch durch die Schließung von Restaurants und
Freizeiteinrichtungen, während die für die Mehrwertproduktion
„essentiellen“ Konzerne um jeden Preis offen gehalten werden.



Zweitens verkörpert der Staat im Kapitalismus das gesellschaftlich
Allgemeine, wenn auch das „falsche Allgemeine“, weil seine proklamierte
„Neutralität“ und formale Gleichheit der BürgerInnen nur den Überbau
bilden können, auf dessen ökonomischer Grundlage sich die Klassen
reproduzieren. Damit die Sicherung dieser gesellschaftlich grundlegenden
Verhältnisses gelingt, muss die bürokratische Staatsmaschinerie
(Parlamente, Repressionsapparat, Verwaltung, Justiz, …) strukturell an
die herrschende Klasse gebunden sein.

Daher kann der Staat nicht einfach übernommen, transformiert oder
demokratisiert werden. So sind die Staatsbediensteten materiell und
ideologisch an ebendiesen Staat gebunden. Auch ist der Großteil des
Staates eben nicht demokratisch wählbar, was im Besonderen für die
exekutiven Organe (Polizei, Militär, Geheimdienste) gilt.

Zugleich aber bildet der Kampf um politische und soziale Reformen
einen Ort des Klassenkampfes in der bürgerlichen Gesellschaft. Unsere
Politik muss daher notwendig zwei Aspekte berücksichtigen. Erstens geht
es darum, die Klasse durch Forderungen wie jene nach einem Shutdown der
Wirtschaft zusammenzuschließen und zu einer politischen Bewegung zu
formieren, die nicht nur an einzelne UnternehmerInnen Forderungen nach
Durchsetzung gesundheitlicher Unversehrtheit richtet, sondern diese als
allgemeine politische erhebt. Als Zweites zielen diese Forderungen
darauf ab, Illusionen in den Klassenstaat zu brechen, um dabei eine
Perspektive zu weisen, die von den bestehenden Problemen aus die
Notwendigkeit der Selbstorganisation und schlussendlich den Bruch mit
dem Privateigentum aufzeigt.

Kann  man  also  Forderungen  an  den  Staat
stellen?
Die zentrale Zielsetzung unserer Forderungen besteht nicht in
Erreichung kleiner Teilerfolge, sondern sie muss darauf abzielen, einen
unversöhnlichen Klassenstandpunkt aufzuzeigen und zu popularisieren
(vergl. Luxemburg: Sozialreform oder Revolution). Damit sind wir an



einem Punkt angelangt, an dem der Vorstoß von #ZeroCovid eine gewisse
Doppeldeutigkeit annimmt, konkret an der Frage, wie die aufgestellten
Forderungen umgesetzt werden können. Der Adressat der Online-Petition
sind die „Deutsche Bundesregierung, Schweizer Bundesregierung,
Österreichische Bundesregierung, Europäische EntscheidungsträgerInnen“
(siehe Petitionstext), während im Aufruf die Gewerkschaften aufgefordert
werden, den Shutdown im Betrieb zu organisieren. Was von manchen somit
als Appell an den Staat bezeichnet wird, ist unter Bedingungen einer
klassenkämpferischen Bewegung in den Gewerkschaften und Betrieben ein
Erzwingen zur Umsetzung der Maßnahmen gegenüber dem Staat.

Besonders interessant wird die verkürzte Darstellung von Forderungen
an den Staat als rein appellierende Haltung, wenn wir uns andere soziale
Bewegungen anschauen, allen voran Fridays for Future – eine Bewegung,
die die meisten der ach so konsequenten linken Gruppen vermutlich
(kritisch) unterstützen werden. Die Hauptforderung von FFF ist die
Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, womit sie sich direkt auf den
Staat bezieht, sogar ganz ohne Bezugnahme auf Gewerkschaften. Hier
wiederum kämpfen viele der SozialistInnen in und um FFF für ein
Klassenprogramm. Eine kurze Frage an die SAV an der Stelle: Ist die
Umsetzung der Forderungen der Umweltbewegung denn in der
ArbeiterInnenklasse aktuell mehrheitsfähig? Eventuell ist die Sorge auch
eher, dass dies in der Linkspartei schwer mehrheitsfähig ist bzw. einen
politischen Kampf mit sich brächte.

Um die Notwendigkeit, Forderungen an den Staat zu stellen, zu
verstehen, müssen wir uns kurz mit den drei Dimensionen des
Klassenkampfes befassen, dem ökonomischen, politischen und ideologischen
Klassenkampf (vgl. Lenin: Was tun?). Verkürzt gesagt, umrahmen sie
idealtypisch folgendes Feld: Der ökonomische Klassenkampf bezieht sich
auf die Verbesserungen des Verhältnisses bezahlter zu ausgebeuteter
Lohnarbeit, der ideologische hingegen ist der Kampf um die Köpfe, besser
um die Entwicklung von der Klasse an sich zur Klasse für sich, und im
politischen Klassenkampf – um den es im Kern an dieser Stelle geht –
richtet sich die ArbeiterInnenbewegung schlussendlich gegen das



politische wie soziale System des Kapitalismus als Ganzes. Ziel ist es,
die Herrschaft der Bourgeoisie zu stürzen, somit auch ihren Staat zu
schwächen, gar zu entmachten.

Charakter des „Autoritarismus“
Weiter oben haben wir verdeutlicht, dass die Forderung an den Staat
mit der Mobilisierung der Klasse verbunden werden muss. Aus dem oben
Gezeigten lässt sich auch leicht die Antwort auf eine Frage finden, die
viele Linke anscheinend umtreibt: Führen Forderungen an den Staat denn
automatisch zum Autoritarismus? Im Allgemeinen lässt sich sagen: Nein!
Es hängt vielmehr jeweils davon ab, wessen Klasseninteressen, welche
Anliegen sie zum Ausdruck bringen, nicht ob sie „autoritär“ sind oder
nicht.

Bestünde ein solcher Automatismus hingegen, müsste jede Forderung
nach sozialer Absicherung den Staat ein Quäntchen autoritärer machen,
beispielsweise die Erhöhung des Mindestlohns. Auch bei #ZeroCovid geht
es nicht um irgendwelche Forderungen an den Staat, sondern um die
Forderung nach einem Shutdown des Gesamtkapitals.

Es ist kein Zufall, dass die Regierung bereit ist, einzelne, für die
Mehrwertproduktion weniger wichtige Branchen zu schließen. Im Falle der
Großindustrie setzt der reale Staat jedoch seine Macht ein, um solche
Maßnahmen zu verhindern. Er sichert die Profite der Konzerne auf Kosten
unserer Gesundheit. Die konkreten Maßnahmen, die #ZeroCovid vorschlägt,
werden daher nur durch eine Bewegung erzwungen werden können. Selbst
wenn sich der Staat genötigt sähe, diesem Druck vorübergehend
nachzugeben, würden viele BürokratInnen und UnternehmerInnen kreativ
nach Schlupflöchern suchen – ganz so wie wir das von der „autoritären“
Besteuerung der Unternehmen oder „autoritären“ Hygienevorschriften in
Schlachtereien kennen. Große Konzerne würden versuchen, sich den
Shutdown vergolden zu lassen. D. h. hier zeigt sich, dass die Frage der
Erzwingung dieser Maßnahmen mit jener der Kontrolle durch die
ArbeiterInnenklasse in den Betrieben und Stadtteilen verbunden werden
muss.



Welche Forderung in wessen Interesse?
Vom Standpunkt der KapitalistInnenklasse und des
KleinunternehmerInnentums sind staatliche Arbeitszeitbeschränkungen,
Kündigungsschutz oder Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz natürlich
„autoritär“. Vom Standpunkt der ArbeiterInnenklasse aus betrachtet
hingegen oft löchrig wie Schweizer Käse. Für das Kapital wirkte sich die
Kontrolle durch die Lohnabhängigen noch viel autoritärer aus als jene
des Staates. Daher muss jede Kritik am „Autoritarismus“ auf ihren
Klassencharakter hin überprüft werden. Der abstrakte, vom politischen
und sozialen Inhalt einer Forderung abstrahierende „Antiautoritarismus“
entpuppt sich nämlich bei näherer Betrachtung als bürgerliche,
arbeiterInnenfeindliche Ideologie.

Ist es denn kleinbürgerlich-moralisierend, Forderungen an den Staat
zu stellen? Wie bereits verdeutlicht: Nein, nicht prinzipiell! Die
Aufgabe ist es, die Forderungen, die in der Online-Petition formuliert
werden, mit weiterführenden Kampfmaßnahmen zu füllen. Die Darstellung
deren als kleinbürgerlich und staatsbejahend ignoriert vollkommen die
Aufgabe von RevolutionärInnen, die Wirklichkeit dem Gedanken anzunähern
und hat ausschließlich den praktischen Nutzen, im Nachhinein die eigene
Passivität zu legitimieren. Eine solche Haltung tut in der Situation der
Paralyse nichts anderes als dem vorherrschenden Bewusstsein in der
Klasse, somit einem bürgerlichen, hinterherzulaufen. Deshalb: Nicht
meckern, machen! Kämpft mit und in #ZeroCovid für eine proletarische
Aktionsplattform im Kampf gegen Pandemie und Krise!

Für  ein  revolutionäres  Corona-
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Schulprogramm!
Von Clara Roth

Wie von der
Wissenschaft vorhergesagt, ist seit Anfang Oktober eine zweite
Pandemiewelle in vollem Gange, welche nun in der kalten Winterzeit
mit aller Härte zuschlägt und die erste Märzwelle nicht nur
hinsichtlich der Zahl täglicher Neuinfektionen, sondern inzwischen
leider auch im Hinblick auf Hospitalisierungs- und Todeszahlen weit
in den Schatten stellt. Vielerorts droht das überlastete
Gesundheitssystem zu kollabieren. Die zögerliche Antwort der Politik
erschöpft sich indes in einem halbherzigen Lockdown.

Lockdown
light: So tun, als würde man die Pandemie effektiv bekämpfen

Anders als beim
ersten Lockdown, wo nicht nur Schulen, sondern auch die meisten
Geschäfte, Einrichtungen und Betriebe geschlossen wurden und somit
die Mehrheit automatisch zu Hause blieb, beschränkte sich der
Lockdown light lediglich auf Bereiche wie Kultur, Gastronomie und
Gemeinschaftssport. Dazu werden Kontaktverbote ausgehängt, was
unsere Freizeit massiv einschränkt, während in der Arbeitswelt die
Pandemie weitgehend ignoriert wird. Scheinbar gilt das
Infektionsrisiko nur in Freizeiteinrichtungen und Restaurants, denn
während all jene Einrichtungen rigoros geschlossen werden, blieben
Schulen viel zu lange uneingeschränkt offen, die Menschen müssen
weiterhin in allen übrigen Sektoren zur Arbeit gehen und der
Einzelhandel durfte das ersehnte Weihnachtsgeschäft wochenlang
ungestört abwickeln. Dementsprechend sind die öffentlichen
Verkehrsmittel weiterhin überfüllt und in Innenstädten sammeln
sich enorme Menschenmassen an. Es ist eine dreiste Zumutung, dass in
Zeiten einer tödlichen Viruspandemie 30 und mehr Schüler_Innen samt
Lehrer_In täglich mehrere Stunden in Klassenzimmern verbringen
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müssen.

Derzeit haben wir
es also mit einseitigen und teils radikalen Einschnitten ins
Privatleben der Menschen zu tun, während für Schulen und Betriebe
viel zu lange business as usual galt. Ein derartiger
Freizeit-Lockdown ist nicht nur augenscheinlich absurd, sondern
verfehlt auch erwartungsgemäß das vorgegebene Ziel der effektiven
Pandemie-Eindämmung, wie die besorgniserregenden Zahlen der letzten
Wochen unter Beweis stellen. Warum wählt die Politik dennoch einen
solchen Weg?

Dass die Schulen
offen blieben, hatte nicht etwa den Grund, sozial schwächeren unter
die Arme zu greifen, wie oft von den
Politiker_Innen behauptet wird. Vielmehr steckt in
der Hauptsache folgende Verwertungslogik dahinter: Blieben
Schüler_Innen zu Hause, könnten viele Eltern nicht zur Arbeit gehen
und so auch nicht für den Profit der Unternehmer_Innen schuften.
Zudem darf der Zufluss qualifizierter Arbeiter_Innen nicht abreißen,
weswegen wir weiterhin brav zur Schule gehen und Prüfungen schreiben
sollen, um schneller auf dem Markt verfügbar zu sein. Der Lockdown,
in dem wir uns befinden, richtet sich in erster Linie nach den
Interessen der Wirtschaft. Für sie ist bei der Pandemiebekämpfung
die Verlagerung der Verantwortung auf die Menschen und insbesondere
auf Jugendliche schlicht und einfach viel kostengünstiger.
Jugendliche und ihr Freizeitverhalten für die Pandemiewelle
verantwortlich zu machen, kostet die Wirtschaft nichts und lenkt
gleichzeitig von Betrieben als entscheidenden Quellen der
Virusausbreitung ab. So müssen wir als Sündenböcke für steigende
Infektionszahlen geradestehen, während die
eigentlichen Ursachen der weiteren Ausbreitung verkannt werden und
einige Konzernchef_Innen sogar profitieren von der Krise. Das
ist ein weiterer Ausdruck massiver
Jugendunterdrückung. Um die Öffnung der Schulen zu rechtfertigen,



werden die Infektionsrisiken in Kitas und Schulen systematisch
kleingeredet und die außerordentliche Gefahr für Schüler_Innen,
Lehrer_Innen und deren Familien in gewissenloser Weise ignoriert.

Welches
Programm brauchen wir nun für die Schulen?

Wie  der  erste  Lockdown  verdeutlicht  hat,  liefert  die  alleinige
Schulschließung  keine  befriedigende  Lösung.  So  traf  die  erste
flächendeckende Schulschließung sozial Benachteiligte wesentlich härter als
alle anderen, die Häufigkeit häuslicher Gewalt stieg enorm an und besonders
Jugendliche aus materiell schlechter gestellten Haushalten wurden von der
Politik  links  liegen  gelassen.  Darüber  hinaus  versäumte  die  Politik,  die
Atempause der warmen Monate zur Ausarbeitung effektiver und einheitlicher
Hygienekonzepte  für  Schulen  zu  nutzen,  sodass  sich  Lehrer_Innen  und
Schüler_Innen nun in derselben desolaten Lage wiederfinden wie zu Beginn
der Pandemie.

Wenn
wir eine menschliche Schulpolitik wollen, dürfen wir nicht die
Profite der Wirtschaft über unsere Gesundheit ordnen lassen.
Die Entscheidung, ob eine Schule geschlossen wird, muss sich vor
allem nach den Bedürfnissen derjenigen
richten, die sich täglich dort aufhalten, und nicht nach den
Interessen der Wirtschaft. Über unsere Gesundheit müssen wir selbst
entscheiden dürfen, anstelle von
Bildungsausschüssen und Lobbygruppen, deren Entscheidungen vorrangig
von wirtschaftlichen Überlegungen geleitet sind. Es werden folglich
demokratische Krisenkomitees aus Schüler_Innen, Lehrer_Innen, Eltern
und Virolog_Innen benötigt, die gemeinsam die Entscheidung über
eine Schulschließung fällen und gemeinsam über Hygienebestimmungen
entscheiden und deren Einhaltung selbst kontrollieren. In diesem
Zusammenhang stehen wir für folgende konkrete Forderungen ein und
rufen dazu auf, mit vereinten Kräften dafür zu kämpfen:

Mehr  Unterrichtsräume!  Wenn  nötig  durch  Neubau  oder



Beschlagnahmung von leerstehenden Gebäuden, es war auch schon
vor der Pandemie nicht ausreichend Platz vorhanden.
Mehr  Personal!  Sowohl  neue  Lehrer_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische  Assistenzkräfte  und  Sonderpädagog_Innen  als  auch
Personal  in  der  Verwaltung  und  Instandhaltung  müssen  neu
eingestellt  werden.
Deutlich kleinere Klassen! Nicht mehr als 12 Schüler_Innen sollen
gleichzeitig  unterrichtet  werden.  Alles  andere  ist  aus
gesundheitlicher Sicht unverantwortlich und aus pädagogischer Sicht
beschämend in einer Gesellschaft mit derartigem Reichtum.
Freistellung ohne Diskussion! Es muss in allen Bundesländern die
Möglichkeit  gegeben  sein,  sich  ohne  Attest  vom  Unterricht
freizustellen  und  am  Fernunterricht  teilzunehmen,  damit
Schüler_Innen  und  Angehörige  ausreichend  geschützt  sind.
Kostenlose  Schnelltests,  FFP3-Masken  und  Desinfektionsmittel!
Einem Land, das genug Geld für hochentwickelte Tötungsmaschinen
wie Drohnen hat,  muss es gelingen,  alle  Bürger_Innen mit  FFP3-
Masken zu versorgen.
Kostenlose Lernmittel und Endgeräte! Allen, die von zu Hause am
Unterricht teilnehmen wollen, muss dies ermöglicht werden. Zudem
müssen  Ausweichräumlichkeiten  und  betreuende  Pädagog_Innen
bereitgestellt  werden.
Aussetzung aller Prüfungen für dieses Schulhalbjahr! Lernen in der
Pandemie darf  für  niemanden einen langfristigen Nachteil  in  der
Schullaufbahn bedeuten.
Reduzierung  des  Rahmenlehrplans!  Krisenzeiten  sind
außerordentliche Zeiten und erfordern außerordentliche Lehrpläne,
die  gemeinsam  durch  Lehrer_Innen,  Schüler_Innen  und  Eltern
entworfen  und  kontrolliert  werden.

Es ist aber auch wichtig, uns klarzumachen, dass wir unseren Kampf für die
Verbesserung  der  Situation  an  Schulen  nicht  isoliert  von  Eltern  und
Lehrer_Innen führen können. Die Gewerkschaft der Lehrer_Innen, die GEW,
hat viel berechtigte Kritik an der aktuellen Situation geübt und zum Teil auch
zielführende Forderungen formuliert.  Bis jetzt  fehlt  es ihr jedoch an den



nötigen  Strategien,  um  ihren  progressiven  Forderungen  den  nötigen
Nachdruck zu verleihen, d.h. sie umzusetzen. Eine Gewerkschaft muss ihre
Mitglieder  mobilisieren,  Personalversammlungen  einberufen,  über  die
Forderungen  demokratisch  diskutieren  und  streiken,  wenn  sie  etwas

erreichen will. Es ist unsere Aufgabe, mit der GEW zusammenzuarbeiten, um
den  nötigen  Druck  auf  die  Politik  auszuüben,  damit  sich  endlich  etwas
ändert. Auch Arbeiter_Innen und Auszubildende in Betrieben binden wir in
unseren Kampf mit  ein,  deren Lebensgrundlage aufgrund der Krise noch
mehr  ins  Schwanken  gerät,  und  ermutigen  sie  zur  Fortsetzung  aller
Tarifkämpfe  auch  und  gerade  in  der  Krise.  Wir  fordern  substantielle
staatliche  Investitionen  in  Bildungs-,  Gesundheits-  und  Sozialwesen,  die
Verpflichtung der Unternehmen zur Übernahme aller Auszubildenden, die
Schaffung neuer Ausbildungsplätze, sowie die Streichung aller Mietschulden
und die Bereitstellung von Wohnraum zum Selbstkostenpreis.

Die
Kosten der Krise und des Kapitalismus:

Diese Forderungen
sind selbstverständlich mit enormen Kosten verbunden. Wer soll das
alles bezahlen? Wäre es nicht logisch und gerecht, dass zumindest in
Krisenzeiten vorwiegend diejenigen zur Kasse gebeten würden, die
Abgaben am leichtesten verschmerzen können? Während die
Viruspandemie je nach Land und Region erhebliche Unterschiede im
Verlauf aufweist, gibt es eine Gemeinsamkeit aller kapitalistischen
Länder: Die Pandemie hat die Schere zwischen Arm
und Reich tatsächlich noch weiter aufgestoßen. Wer aber nun
damit rechnet, dass die Regierungen die Superreichen und
Wirtschaftsgiganten als Profiteure dieser weltweiten Krise stärker
an den Kosten derselben beteiligen, wird vermutlich schwer enttäuscht
sein.

Die Viruspandemie
wird mitverantwortet durch die
kapitalistische Ausbeutung der Natur und dem fortschreitenden



Eindringen der Zivilisation in wilde Ökosysteme, was die Übertragung
tierischer Viren auf Menschen begünstigt. Aber nicht nur der
Ursprung, sondern auch die verheerenden Folgen der Pandemie sind vor
allem dem kapitalistischen System geschuldet. Jede Covid-Maßnahme im
kapitalistischem Rahmen gleicht dem Versuch der Quadratur des
Kreises: Einerseits muss man Menschen voneinander fernhalten und
gleichzeitig für die Kosten ihrer Versorgung aufkommen, andererseits
muss man die Wirtschaft am Laufen halten, wofür man genau diese
Menschen in Betrieben, Schulen, Geschäften etc. zusammenführen
muss. Dieser unlösbare Widerspruch entsteht, weil der Kapitalismus
nur ein einziges Allheilmittel kennt: Gewinnmaximierung der Konzerne
mit dem Versprechen, dass dadurch auch ein Plus für den Rest der
Gesellschaft übrigbleibt. In der gegenwärtigen Krise stehen sich
jedoch Gewinnmaximierung der Unternehmen und effektive Maßnahmen zur
Pandemieeindämmung unversöhnlich
entgegen, was die Regierungen vor schier unlösbare Aufgaben stellt.
Die Absurdität des derzeitigen leichten Lockdowns ist daher kein
Zufall, sondern bei einer solchen Konstellation programmiert und in
vielen anderen kapitalistischen Ländern in ähnlicher Weise
anzutreffen.

Die
Covid-19-Pandemie ist nicht die erste und wird mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit nicht die letzte Viruspandemie sein.
Doch auch die nächste Pandemie wird den Kapitalismus in eine
(vermutlich noch stärkere) Krise stürzen. Nicht weil die Politik
lernresistent wäre, sondern weil eine Lösung innerhalb des
kapitalistischen Systems schlicht und einfach nicht existiert. Es ist
also unsere Aufgabe, eine sozialistische Perspektive aufzuwerfen, um
sowohl das Virus, als auch das weitaus mörderischere kapitalistische
System zu überwinden!



Warum  der  nächste  Lockdown
das Corona-Problem an unseren
Schulen nicht löst und was wir
dagegen tun können
Der neue Lockdown kam plötzlich. Von heute auf morgen sitzen wir wieder
auf einem Stapel von Online-Aufgaben und fragen uns, wer das eigentlich
al les  schaffen  sol l .  Noch  kurz  vor  dem  Lockdown  haben  die
Landesregierungen  und  allen  voran  die  Kultusministerkonferenz
(=Absprachegremium  der  Länder  für  Bildungs-  und  Erziehungsfragen)
immer wieder behauptet, dass die Schulen sicher seien. Infektionen fänden
dort überhaupt nicht statt, sondern würden allein von außen in die Schulen
hineingetragen. Doch die Infektions- und Quarantänezahlen sprechen eine
andere Sprache: So waren kurz vor dem Lockdown über 3.000 Lehrkräfte
und mehr als 20.000 Schüler_Innen in Deutschland infiziert. Am 17.12. ist ein
Berliner Lehrer an den Folgen einer Corona-Infektion auf tragische Weise
verstorben. Über 11.600 Lehrer_Innen und 200.000 Schüler_Innen sitzen in
Quarantäne, über 200 Schulen wurden komplett geschlossen. Doch anstatt
Geld in die Hand zu nehmen, um Luftfilteranlagen, Masken, mehr Personal
und  mehr  Räume  zur  Verfügung  zu  stellen,  wurde  das  Geld  in  die
Privatwirtschaft  gepumpt  und  die  Infektionszahlen  in  unseren  Schulen
systematisch  relativiert  (mitunter  auch  durch  sehr  fragwürdige  Studien).
Außerdem  wurde  das  Problem  versucht  „wegzudefinieren“;  indem  die
Inzidenzzahl ,  ab  derer  eine  Schule  als  Corona-Hotspot  mit
dementsprechenden Notfallmaßnahmen gelten würde,  einfach von 50 auf
200 hochgeschraubt wurde.

Alte Probleme-
drastische Konsequenzen

Robert-Koch-Institut
und Leopoldina sind sich dagegen einig, dass „Schülerinnen
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und Schüler ein wesentlicher Teil des Infektionsgeschehens“ sind.
Doch warum sind wir eigentlich so stark betroffen? Das liegt zum
einen daran, dass unser Kontaktkreis durch die ohnehin zu großen
Klassen sehr groß ist. Der chronische Raummangel an unseren Schulen
ist nicht erst seit Corona ein Problem, und so müssen sich viele
Schüler_innen in wenig Räume quetschen, sodass die Einhaltung des
Mindestabstands kaum möglich ist. Diese Probleme waren bereits
während der ersten Welle im Frühjahr 2020 bekannt, doch die Politik
hat über den Sommer verschlafen, etwas dagegen zu tun. Momentan
sieht es danach aus, als ob der sommerliche Tiefschlaf fließend in
den Winterschlaf übergeht. Im Interesse der Wirtschaft, die auf
jeden Fall verhindern möchte, dass die Arbeiter_Innen zu Hause
bleiben müssen, um sich um ihre Kinder zu kümmern, wollten sie die
Schulen um jeden Preis offen halten. Die Strategie war, sich dabei
irgendwie durchzuwurschteln und zu hoffen, dass ein Impfstoff alle
Probleme bis zum 10.01.21 lösen wird.

Es ist bereits
absehbar, dass die Zahlen bis zum 10.01.21 nicht zurückgehen werden.
Aber wie soll es weitergehen? Wann, und vor allem unter welchen
Bedingungen, werden die Schulen wieder geöffnet? Wenn wir nicht
weiterhin zulassen wollen, dass auf der Gesundheit von uns, von
unseren Lehrer_Innen, von unseren Eltern, Freund_Innen und
Angehörigen im Interesse der Wirtschaft herumgetrampelt wird, müssen
wir anfangen, zu kämpfen! Wir müssen sichtbar werden, eine Stimme
bekommen und laut sein.

Was wir fordern:

Es kann nicht sein,
dass wir mit Online-Aufgaben zugespamt werden, während die meisten
von uns nicht einmal einen eigenen Laptop haben. Einige haben nicht
einmal eine gute Internetverbindung. Wir fordern kostenlose
digitale Endgeräte und einen kostenlosen Internetzugang für alle!

Auch nicht jede_r



von uns hat ein eigenes Zimmer und zu Hause die nötige Ruhe zum
Lernen. Während einige von uns Eltern haben, die selbst studiert
haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während des
Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen können, haben andere
von uns Eltern, die vielleicht eine andere Muttersprache oder eine
andere Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder
täglich für wenig Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten
müssen. Das ist ungerecht! Deshalb fordern wir die Aussetzung der
Noten  und  verpf l i chtenden  Prüfungen  so lange  ke in
zufriedenstellender
Lehrbetrieb gewährleistet werden kann! Niemand soll benachteiligt
werden, denn unsere Gesundheit ist wichtiger als eure
Verwertungslogik!

Wer kein
„Happy-Family-Life“ hat, für den ist das zu Hause eingesperrt
Sein der blanke Horror. Im Lockdown sind wir der völligen Kontrolle
und manchmal auch Gewalt unserer Eltern ausgesetzt und können dieser
nicht durch die Schule oder Freund_Innen entkommen. Wir fordern
deshalb das Recht auf elternunabhängige Notbetreuung! Wer nicht zu
Hause lernen kann oder sein will, soll selber entscheiden können, ob
er oder sie in der Schule von pädagogischen Fachkräften betreut
werden möchte. Dabei müssen die Hygienestandards ausgeweitet
werden.

Für viele Elternteile ist es auch gar nicht möglich zu Hause zu bleiben, da sie
um ihren Job fürchten müssen. Deshalb fordern wir, dass die Wirtschaft bis
auf  die  systemrelevanten  Sektoren  heruntergefahren  wird.  Wir  finden
außerdem,  dass  statt  einem kleinen Kurzarbeitergeld  seitens  des  Staats,
lieber die Konzerne 100% des ursprünglichen Lohns fortzahlen sollten und
auch  alle,  die  ihren  Job  bereits  verloren  haben,  vollen  Gehaltsausgleich
erhalten. Viele konnten sich nicht nur keine Weihnachtsgeschenke leisten,
sondern haben schon Probleme beim Geld für den Schnelltest oder bei der
Miete. Wir fordern deshalb, dass die öffentliche Versorgung (also nicht nur
Wohnraum, sondern auch Gesundheit,  Strom, Wasser und Heizung) nicht



privatwirtschaftlich organisiert wird, sondern in die Hand des Staates kommt
und  von  den  Produzent_Innen  und  Konsument_Innen  demokratisch
kontrolliert  wird.

Let’s strike
again!

Lasst uns nicht
weiter tatenlos zusehen! Lasst uns gemeinsam laut sein und kämpfen!
Jede_r von uns kann an seiner_ihrer Schule beginnen, mit
Mitschüler_Innen über die Probleme quatschen und lokale Aktionen
organisieren. So wie es bereits Schüler_Innen in verschiedenen
Bundesländern gemacht haben, die beispielsweise aus Protest gegen
die unzureichenden Hygienebedingungen kollektiv verweigert haben, den
Klassenraum zu betreten. Die Probleme in unseren Schulen sind jedoch
ähnlich und sie sind flächendeckend. Neben lokalen Aktionen müssen
wir uns deshalb auch bundesweit zusammenschließen und einen
gemeinsamen Aktionstag oder sogar einen Schulstreik im neuen Jahr
organisieren! Dafür sollten wir ein Online-Treffen oder eine
Telefonkonferenz einberufen sowie auch linke FFF-Ortsgruppen und
größere linke Jugendorganisationen wie die Linksjugend [‘solid],
die SDAJ, die Jusos oder Young Struggle auffordern, sich daran zu
beteiligen. So können wir uns wirklich eine Stimme verschaffen und
Druck auf die Politik ausüben, unsere Forderungen zu erfüllen. Mit
Fridays for Future haben wir bereits bewiesen, dass wir das können!

Ihr findet die
Forderungen richtig und wollt etwas bei euch lokal organisieren
und/oder euch bei der Orga für einen bundesweiten Streik beteiligen?
Dann schreibt uns bei Instagram, Facebook oder unserer Homepage.



Bankrott – aber nicht am Ende!

Quelle: Scharf-Links

Warum  also  nicht  etwas  riskieren,  Widerstand  organisieren  oder  einen
Aufstand wagen, einen kleinen oder auch größeren, so oder ähnlich dürften
derzeit viele denken in Spanien, in Griechenland. Und sie tun es, die Mineros
(Minenarbeiter_innen in Asturien),  die Stahlarbeiter_innen in Thessaloniki
und  viele,  viele  andere  Jugendliche,  Arbeitslose,  Arbeiter_innen,
Rentner_innen in ganz Europa – hunderttausende, bis zu 800.000 waren es
am 19. Juli in Madrid, mehrere Millionen waren es letzte Woche in Portugal
und Spanien. Sie müssen befürchten, dass es für sie nach Jahren steigender
Arbeitslosigkeit, sozialer Angriffe, Kürzungen in Bildung, Gesundheit, Rente
nun noch viel schlimmer kommt, denn das ist der Plan ihrer Regierungen, der
EU und ganz besonders „unserer“ Frauen und Herren Merkel und Rösler.
Doch dieser Plan kann gestoppt werden, und dass hierfür der erste Schritt
bereits  getan  ist,  das  zeigen  die  hektischen  Reaktionen  der  rechten
deutschen Presse, die ein „Umkippen“ Spaniens befürchtet. Sind die Proteste
also  bloß  Ausdruck  einer  Verzweiflung  angesichts  des  unvermeidlichen
Bankrotts?

Nein,  sie  sind vielmehr die  richtige und notwendige Reaktion –  auf  den
Versuch der herrschenden Kapitalist_innen, ihre Krise in unseren Ruin zu
verwandeln. Der Kampf gegen Sparprogramme und „Bankenrettung“ kann
erfolgreich sein, und so er das in Spanien und Griechenland nicht ist, werden
auch uns derartige Angriffe nicht erspart bleiben. Von den Zuständen manch
anderer Länder – in Griechenland und Spanien sind mehr als die Hälfte der
Jugendlichen arbeitslos – sind wir in Deutschland weit entfernt. Doch die
Durchsetzung der gewaltigen Sparprogramme dort würde die Situation für
uns  nicht  etwa  verbessern  –  ganz  im  Gegenteil  wären  die  deutschen
Kapitalist_innen ermutigt, auch uns solche Einschnitte aufzuhalsen: Denn sie
wissen, dass sie hauptsächlich deswegen besser dastehen, weil bereits seit
Jahren die Löhne in Deutschland stagnieren und Hartz 4, Agenda 2010 und
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Leiharbeit  höhere Profite  als  anderswo erlauben.  Und umgekehrt  ist  das
Fehlen  von  massenhaftem  Widerstand  in  Deutschland,  vor  allem  das
weitestgehende Stillhalten von Gewerkschaften und der Partei „DIE LINKE“
mit dem Ziel, „friedlich und ruhig“ durch die Krise zu kommen, nicht nur ein
schändlicher Verrat an der Bevölkerung in „Krisenländern“, sondern wird auf
uns selbst zurückfallen, sobald Griechenland und Spanien „abgehakt“ ist. Der
Kampf gegen die Politik der Bundesregierung ist daher jetzt notwendig – es
ist falsch, erst auf die „Zuspitzung der Lage“ zu warten (wie manche linke
Reformist_innen in Deutschland, aber auch SYRIZA in Griechenland)  oder –
wie  die  DGB-Gewerkschaften  in  den  Tarifrunden  vormachen  –
„verantwortungsvoll“  gemeinsam  mit  den  Kapitalist_innen  die  Krise
„auszustehen“.  Verantwortungsvoll  ist  dies  nur  vom  Standpunkt  der
Ausbeuter,  den  Kapitalist_innen.

Für den Kampf gegen die Krise schlagen wir folgende Schritte vor:

Europaweite  Mobilisierung  gegen  Fiskalpakt,  Sparpaket,
Bankenrettung!  In  ganz  Europa  muss  2012  ein  Herbst  des
Widerstandes  werden!
Generalstreiks in Spanien und Griechenland sind in der Diskussion.
Diese sind notwendig, wenn die Verarmung gestoppt werden soll!
Solidaritätsstreiks  auch  in  Deutschland!  Überhaupt  jeder
Arbeitskampf,  jede  Demo muss  auch Solidarität  mit  Spanien  und
Griechenland zum Ausdruck bringen!
Unterstützung muss praktisch werden: Solidaritätskomitees in jeder
Stadt!  Kampf  der  nationalistischen  Hetze  gegen  Griechenland!
Materielle  Unterstützung für die griechische Arbeiter_innenklasse,
wo der Kampf dies erfordert!
Aktionstag „UMfairTEILEN“ am 29. September: Alle auf die Straße,
in jeder Stadt! Bildet Vorbereitungskomitees!
Schluss mit dem Stillhalten der Gewerkschaftsführungen! Ernsthafte
Mobilisierung, klassenkämpferische Opposition von unten!
Für  eine  europaweite  Konferenz  der  Linken,  Arbeiter_innen-  und
Jugend-Aktivist_innen zur Verstärkung des Kampfes gegen die Krise –
beteiligt euch vom 08.-11. November an „Florenz 10+10“. Macht es



mit  uns  zu  einer  europaweiten  Aktionskonferenz  unseres
Widerstandes!

Frohes, Neues… Schuljahr?
Wir  alle  kennen  das  Gefühl  von  Freude,  nach  den  erneut  zu  kurz
gefühlten  Ferien,  Freunde  wiederzusehen,  unsere  Lieblingsfächer  zu
besuchen oder nach den Scherzen auf dem Schulhof während der Pausen.

Doch diese Freude bleibt uns nur allzu schnell im Hals stecken, wenn auch
nach  Jahren  unsere  Schulgebäude  nicht  renoviert  sind,  die  Karten  im
Georaum  noch  aus  der  Zeit  des  kalten  Krieges  zu  stammen  scheinen,
Schulmaterialien teurer werden, während sich unsere Klassen zunehmend
füllen  –  die  Liste  ist  endlos.  Und  so  wird  aus  Enttäuschung  oft  genug
berechtigte Wut, wenn jahrelang geforderte Gelder, anstatt in die Bildung
immer weiter in marode Banken investiert werden.

Zwar wird uns gesagt, dass all  diese Entscheidungen zu unserem Besten
wären, doch nach zwei drei Schulwochen im neuen Jahr fängt sich jeder an
zu fragen, was eigentlich gut an diesem Umstand sein soll. Nun ist es nicht
einmal  so,  dass  wir  uns  diese  Umstände  selbst  ausgesucht  hätten,  die
Entscheidungen selbst getroffen hätten, die uns belasten. Genauso wie die
Arbeiter_Innen in den Betrieben nichts bestimmen können, obwohl sie das
Geld erarbeiten und sich eine gute Bildung für ihre Kinder erhoffen, haben
auch wir nur selten etwas zu sagen. Unsere Mitbestimmung werfen wir im
Kapitalismus alle vier Jahre in eine Wahlurne und somit oft genug in die
Tonne (insofern wir überhaupt schon wählen dürfen).

Doch in der Schule mangelt es nicht an Gremien, oder? Schließlich wählen
wir jährlich unsere Klassen-, Schul- und Jahrgangssprecher, die sich dann für
unsere Interessen einsetzen sollten. Doch wir alle wissen, dass die Themen
der  Schülervertretung  den  fehlenden  Uhren  im  Klassenraum,  einer
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Kuchenverkaufsaktion  oder  im  äußersten  Fall  einer  Beschwerde  an  die
öffentlichen Verkehrsbetriebe gewidmet sind. Doch das ist kein Zufall, denn
die  Einflüsse  die  diese  Gremien  haben  sind  geringfügig.  Wenn  ehrlich
engagierte Schüler_innen über diesen Rahmen hinausschießen werden sie oft
mit Repressalien bestraft. Egal ob es die Vorladung beim Direktor ist, das
einen manch Lehrer_in danach auf dem Kieker hat oder sogar durch die
Schulkonferenz von der Schule verwiesen wird – wir Schüler_innen werden
sogar oft genug des Rechtes beraubt uns über die Miese Situation offen zu
beschweren.

Doch wir haben genügend Grund uns zu beschweren. So durften wir in den
letzten  Jahren viele  Kürzungen im Bildungssystem miterleben,  ob  immer
größer werdende Klassen, gestrichene Vertretungslehrerstellen oder durch
die Verkürzung der Schulzeit im G8-Abitur, die denselben Stoff in weniger
Zeit ohne eine Umstellung von Lehrplänen bedeuten. Doch nicht nur direkt
im Bildungsbereich waren wir Schüler_innen von Kürzungen betroffen. Auch
anderweitig  werden  wir  am  (selbstbestimmten)  Lernen  gehindert.
Beispielsweise führten die Mietpreissteigerung dazu, dass wir aus unserer
Wohngegend  und  weiter  weg  von  der  Schule  wohnen  müssen  –  was
gekoppelt an die steigenden Fahrtkosten noch verschlimmert wird. Die 5€
Hartz IV Erhöhung für die von uns, deren Eltern Arbeitslos sind, bewirken
hingegen gerade einmal, dass wir uns eine viertel Stunde kostenpflichtiger
Nachhilfe mehr im Monat leisten können!

Doch Alternativen – falls  unser schlechter Schulabschluss aufgrund eines
selektiven  Schulsystems  nicht  für  einen  guten  Job  reicht  –  werden  uns
herzensgut angeboten. JA!-, denn dank der neuen Bundeswehrreform müssen
die Feldjäger der Bundesrepublik nun auch auf neuen Jagdgründen Hatz
machen. Nämlich in deiner Schule! So werben sie mit fester Einstellung,
bezahlter Ausbildung und Zuschlägen für den „Demokratieexport“ mit dem
Maschinengewehr  unter  Slogans  wie  „Wir.Dienen.Deutschland(´s
Großkonzernen)“. Das die Zahl der psychisch zerstörten Heimkehrer enorm
ist, genauso wie die Kosten und Opfer die jährlich über den Jordan (ge-/er-
)schossen werden, wird verheimlicht. Selbstverständlich bedingen auch diese
immensen Ausgaben die Schließungen und Kürzungen in und um unsere



Schulen.  Während  also  weiter  an  unseren  Bildungseinrichtungen  und
Jugendclubs gekürzt wird (bei deren Existenz es sich manchmal „nur“ um
Millionenbeträge  handelt),  werden  Milliarden  in  unsinnige  Großprojekte
geschmissen – wir denken nur an S21 oder die läppischen 1,5 Milliarden
Euro, die nun mehr für den Bau des neuen Berliner Flughafens anfallen,
damit  wir  endlich  diese  beiden  anderen  hässlichen  Flughäfen  schließen
können, die es schon gibt.

All diese Symptome zeigen auf, das Bildung im Kapitalismus nur ein Ziel
verfolgt und auch nur eins verfolgen will, nämlich die Vorbereitung auf

den Arbeitsmarkt zugunsten der Chefs und Bosse. Denn billige Arbeitskraft
ob über Leiharbeit oder unbezahlte Praktika brauchen die Kapitalist_Innen
um trotz der gigantischen Unkosten immer noch den nötigen eigenen Profit
zu erwirtschaften, um ihn durch Spekulationen wieder durch Finanzkrisen zu
verlieren.  Da  macht  es  doch  nur  Sinn,  dass  das  verlorene  Geld  durch
Kürzungen in der Bildung zurückgeholt wird, oder?

Doch auch wenn das neue Jahr alte Probleme mit sich bringt – Es muss nicht
so bleiben! Student_innen von Chile, über Quebec bis zu den Bildungsstreiks
in Deutschland haben gezeigt, dass wir uns wehren können.

Deshalb fordern wir auch im neuen Schuljahr:

Die volle Ausfinanzierung und neue Investitionen in den Aufbau und
Betrieb von Jugendclubs, Bildungseinrichtungen, Kultur-, Sport- und
Freizeitangeboten, bezahlt aus den Kassen der Kapitalist_innen – Für
einen Sofortplan von 40 Milliarden Euro zusätzlicher Investitionen im
Bildungsbereich bis 2018!
Lehrpläne und Bildung, die nicht unter der Kontrolle von staatlichen
Bürokrat_innen, Konzernchefs und wenigen Professor_innen stehen –
Für  selbstverwaltete  Bildung  durch  Lehrende  und  Lernende.  Die
Schulinhalte sollten sich nicht an den Interessen der Kapitalist_innen
ausr ichten,  sondern  durch  Gremien  der  Jugend-und
Arbeiterbewegung  festgelegt  werden!
Die  sofortige  Einstellung  von  bundesweit  100´000  neuen
Lehrer_Innen.
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Die Schaffung von selbstverwalteten Freiräumen und ein prinzipielles
Verbot  für  Mi l i tär ,  S icherhei tsd ienst  und  Pol ize i  in
Bildungseinrichtungen!

Doch  nicht  zuletzt  muss  es  jemanden  geben,  der  diese  Forderungen
umsetzen kann. Deshalb treten wir für die Organisierung von Aktivist_innen
an Schulen in selbstbestimmten Streikkomitees ein. Überall, wo wir können,
werden  wir  von  REVOLUTION  uns  gemeinsam  mit  euch  für  solche
Strukturen  einsetzen,  deren  Ziel  es  sein  muss  eine  bundesweite
Kampfstruktur  aller  Jugendlichen  im  Bildungsbereich  zu  schaffen  –  eine
kämpferische Schüler_innen und Studierendengewerkschaft!

Artikel von Wilhelm Schulz und Alester Fröhlich, REVOLUTION-Berlin

Verteidigt  den  Streik  der
griechischen
Stahlarbeiter_innen!

Das  Stahlwerk  von  Chalevourgia  aus  der
Entfernung. Im Vordergrund links sieht man
ein  Spruchband  von  PAME,  einer  der  KKE
nahen Gewerkschaft.

Am Freitag. den 20. Juli  wurde das Stahlwerk in Chalivourgia, das seit über
neun Monaten von den 380 Beschäftigten bestreikt und besetzt wurde, von
der Polizei mit Tränengas und Knüppeln geräumt. Der Streik, der für viele
Arbeiter_innen in- und außerhalb Griechenlands ein Vorbild war, sollte durch
die  Polizeikräfte  zerschlagen werden.  Der  Streikposten wurde gewaltsam
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aufgelöst und 9 Arbeiter_innen verhaftet!

Dieser Anschlag auf die Arbeiterklasse geht auf das Konto der Regierung
Samaras, die sich auf die konservative Nea Demokratia, die nationalistische
PASOK und die „sozialdemokratische“ DIMAR stützt.

Ein  angeblicher  Gesetzesverstoß  bei  einer  Streikabstimmung  vor  zwei
Monaten – eine Entscheidung wurde damals per Handzeichen und nicht per
Urnenwahl gefällt – diente als Anlass, die Aktion für „illegal“ zu erklären und
als  Vorwand,  ein  wichtiges  Symbol  des  Widerstandes  zu  räumen.  Die
Beschäftigen  hatten  das  Werk  besetzt,  um  die  Entlassung  von  120
Arbeiter_innen und weitere Sparmaßnahmen, wie die Streichung des fünften
Arbeitstages der Woche zu verhindern. Der Angriff der Polizei auf den Streik,
war nicht nur ein Angriff auf die Stahlarbeiter_innen sondern auf die gesamte
Widerstandsbewegung.  So  sollen  nicht  nur  die  Streikenden,  sondern  die
gesamte Arbeiterklasse und Jugend des Landes entmutigt werden.

Es  waren  50  mal  mehr  Arbeiter
und  Jugendliche  als  Polizisten
gekommen, um den Stahlarbeitern
ihre Solidarität auszusprechen!

Doch  bereits  am  Abend  fand  eine  Demonstration  mit  mehr  als  5.000
Demonstrant_innen vor dem Werk statt – viele von ihnen KKE- und PAME-
Anhänger_innen. Die Stimmung war kämpferisch und militant, die Polizei in
einer  klaren  Unterzahl.  Doch  die  Führung  der  Streikenden  und  der
Demonstration  –  die  KKE (Kommunistische  Partei)  und  PAME (ihr  nahe
stehende Gewerkschaft) – unterließen es, das Werk wieder zu besetzen.

Am  folgenden  Tag  fand,  wenn  auch  außerhalb  der  Fabrik,  eine
Streikversammlung statt,  an  der  sich  fast  200 Arbeiter_innen beteiligten
(momentan sind viele Griechen aufgrund des Sommers außerhalb Athens),
die mit großer Mehrheit die Fortsetzung des Streiks beschloss.

Dieser kann allerdings nicht gewonnen werden, wenn er vor allem auf
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die Hoffnung setzt,  dass der Kapitalist  durch den Druck des Staates
(welcher die  Polizei  ins  Werk schickte!)  mit  den Streikenden verhandeln
würde.

Diese Hoffnungen oder besser die Illusionen, mit denen Führer_innen von
PAME und KKE die Arbeiter_innen blenden, ist ein Hindernis für dieses Ziel.
Noch  mehr  ist  es  die  Untätigkeit,  die  Passivität  und  ihr  sektiererisches
Verhalten  gegenüber  der  „restlichen“  organisierten  Jugend  und
Arbeiterklasse.  Das  haben  sie  in  der  Vergangenheit  oft  genug  bewiesen.

Unsere  volle  Solidarität  gilt  den  streikenden  Arbeiter_innen  in
Chalivourgia, den Militanten von PAME und KKE, die sich gegen die

Angriffe von Polizei und Staat verteidigen wollen. Nichts desto trotz werden
wir uns nicht davor scheuen unsere Kritik an den Führer_innen von KKE oder
PAME  zu  artikulieren,  denn  letztlich  kann  die  griechische  –  nein  die
internationale Krise – nur auf Grundlage eines revolutionären Programms
gelöst werden!

Am Montag soll eine weitere Demonstration im Zentrum Athens stattfinden,
an der sich auch Genoss_innen der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION
und der L5I (Gruppe Arbeitermacht) beteiligen werden.

Dort,  wo es unserer Organisation möglich ist,  werden wir Solidarität mit
allen  Streikenden,  Arbeiter_innen  und  Jugendlichen,  die  den  Kampf  der
Stahlarbeiter_innen unterstützen, aufbauen und für folgende Forderungen
eintreten:

Rücknahme aller 120 Kündigungen, für eine 35-Stunden Woche bei
altem Lohn!
Raus mit der Polizei – für organisierte Verteidigungsstrukturen, die
die Polizei wenn nötig vertreiben können und den Bezirk vor den
dortigen Faschisten schützen!
Für die Besetzung des Betriebes unter Arbeiterkontrolle. Wenn der
Kapitalist nicht produzieren will, dann sollen es die Arbeiter_innen
unter eigener Regie tun!
 Wenn  der  Kapitalist  den  Forderungen  der  Streikenden  nicht
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nachkommt,  soll  das  Werk  unter  Arbeiterkontrolle  verstaatlicht
werden!

Nach der Räumung braucht der Kampf die Unterstützung der gesamten
Arbeiterklasse  und  Jugend.  KKE,  Syriza  und  Antarsya  müssen
gemeinsam  für  eine  landesweite  Unterstützungskampagne  durch
Solidaritätsaktionen und Streiks mobilisieren. Das gilt auch für die großen
Gewerkschaften  ADEDY,  GSEE  und  PAME  sowie  kleinere  oder  lokale
Gewerkschaften.  Dazu  müssen  revolutionäre  und  kämpferische
ArbeiterInnen, wenn nötig, auch gegen bürokratische Führer_innen – egal ob
sie nun der PASOK, der KKE oder Syriza nahe stehen – kämpfen.

Die Verteidigung des Streiks in Chalivourgia sollte auch mit der Verbreitung
des Slogans der Besetzung und Arbeiterkontrolle verbunden werden,  der
bereits durch Antarsya getragen wird. Die Besetzung ist alles andere als ein
Einfall, sondern eines der bekanntesten und wichtigsten Beispiele, wo die
Beschäftigten gegen die Schließung oder Nicht-Bezahlung ihre Löhne zur
Besetzung griffen, ja greifen mussten.

Zugleich zeigen die  Räumung durch die  Polizei  und die  fortgesetzte
Kahlschlagpolitik  der  Regierung  Samaras,  hinter  der  die

imperialistischen Mächte,  wie Deutschland und ihre Institutionen wie die
TROIKA stehen, dass der Kampf um Chalivourgia und die anderen Betriebe
letztlich  nur  politisch  gelöst  werden  kann.  Daher  treten  wir  für  einen
politischen Generalstreik gegen die Angriffe und zum Sturz der Regierung
ein, um so die Bedingungen zu schaffen für eine Arbeiterregierung, die sich
auf  Räte  und  Milizen,  auf  die  Selbstorganisation  der  Masse  der
Lohnabhängigen  stützt.

Erklärung der Solidaritätsdelegation von REVOLUTION und der Liga
für die Fünfte Internationale in Griechenland

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/07/Stahlwerk8.jpg
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/07/Stahlwerk7.jpg


Bildungsproteste  im  Herbst  –
Für  einen  kämpferischen
Bildungsstreik!

Wir veröffentlichen hier unsere Resolution, die wir auf der bundesweiten
Bildungsstreikkonferenz  vom 09.-11.09.  in  Berlin  an der  technischen

Universität einbringen wollten und die unsere Perspektiven und Positionen
für die kommenden Wochen und Monate wiederspiegelt. Sie setzt sich mit
den vergangenen Protesten und unseren Vorschlägen für die kommenden
Aktionen  und  Mobilisierungen  auseinander.  Wir  bitten  alle  Jugendlichen,
Aktivist_innen,  Schüler_innen,  Student_innen  und  Gruppen,  die  unsere
Position in den grundlegendePunkten unterstützen mit uns in Kontakt zu
treten  beziehungsweise  auf  der  Konferenz  gemeinsam  mit  uns  dafür
einzutreten!  Wenn  du/ ihr  euch  unter  unsere  Resolut ion  als
Unterstützer_ innen  setzen  wol l t ,  dann  melde/t  euch  unter
germany@onesolutionrevolution.de.

Die Bildungsproteste in den vergangenen Jahren waren eine der größten
Jugendbewegungen  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  in  Deutschland.
Auch  in  anderen  Ländern,  wie  zum  Beispiel  Großbritannien,  Spanien,
Frankreich,  Griechenland,  Chile,  den  U.S.A.  oder  im  arabischen  Raum
spielten Proteste von Schüler_Innen und Student_Innen eine wichtige Rolle
in  sozialen  Mobilisierungen  gegen  Kürzungen,  gegen  die  Krise,  für
demokratische  Forderungen  und  manchmal  sogar  direkt  gegen  die
bürgerlichen Regierungen. Hierzulande mobilisierten sie Hunderttausende
zu Beginn der Krise. Für viele Jugendliche waren diese Bewegungen der
Anfang ihrer Politisierung. Hier konnten sie sich kämpferisch – manchmal
erfolgreich  –  für  ihre  eigenen  Interessen  einsetzen.  Es  gab  nicht  selten
verschiedenste Arten der Repressionen gegen die Protestierenden, doch oft
fanden die Betroffenen Wege sich zu verteidigen, ihr Bewusstsein wurde
geschärft und die Solidarität gestärkt.

So  konnte  die  Bildungsbewegung  in  Deutschland  fast  überall  die
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Studiengebühren aufhalten bzw. zurückdrängen. Besonders im universitären
Rahmen war es möglich, einige politische Errungenschaften zu erkämpfen.
Wir können davon ausgehen, dass viele Kürzungen in der ersten Welle der
Krise ausblieben, weil es 2008/2009 eine starke Bildungsbewegung gab, die
bereitstand, um sich gegen diese zu wehren!

Trotzdem konnten  wir  ab  2010  einen  Rückgang  der  Bewegung  erleben.
Niederlagen in den Mobilisierungen sowie die nicht stattfindende Umsetzung
wichtiger Kernforderungen des „Bildungsstreiks“. Der Rückgang ist unserer
Meinung nach aber nicht auf eine eventuelle Stärke des politischen Gegners
zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Fehler der eigenen Bewegung, die
in den letzten Jahren gemacht wurden.

Die wichtigsten sind unserer Meinung nach:

Die fehlende Initiative großer politischer Organisationen, wie zum
Beispiel  dem  SDS,  solid,  den  Jusos  oder  von  Organen  wie
Gewerkschaften oder einigen Asten, die Mobilisierungen nach der
Bundestagswahl 2009 fortzuführen bzw. auszudehnen. Aufgrund der
intransparenten  Struktur  und  der  schlechten  Vernetzung  der
Bewegung  musste  diese  ohne  die  Apparate  der  großen
Organisationen  zurückweichen,  desorganisierte  sich  und  verlor,
speziell  auf  bundesweiter  Ebene,  ihre  Anziehungskraft.

Das Fehlen einer politischen Perspektive für die Bewegung, die über
eintägige  Aktionen  hinausging.  Es  gab  weder  eine  bundesweite,
allgemein  akzeptierte  Absprache  über  gemeinsame  Forderungen,
noch  eine  Vorstellung,  wie  diese  erkämpft  werden  könnten.  Die
Bewegung war oft  einen Schritt  hinter  den aktuellen Ereignissen
hinterher,  wie sich bei  den europaweiten Universitätsbesetzungen
2009 zeigte.  Ohne gemeinsame Absprachen,  eine  breite  Basis  an
Aktivist_Innen  und  eine  zielstrebig  aufgebaute  Verankerung  an
Schulen,  Universitäten  und  Betrieben,  blieben  solch  einzigartige
Chancen erfolglos, vereinzelt und letztlich zum Scheitern verurteilt.

Die  Dominanz  des  intransparenten  und  undemokratischen
Konsensprinzips bei Entscheidungsfindungs-prozessen. Das fehlende



Verständnis dafür, dass eine Bewegung möglichst breite Einheit in
der Aktion, aber vollste Freiheit in der Diskussion haben sollte, führte
zu ergebnislosen Konferenzen und wenig Aktionen. Die Positionen
der verschiedenen Gruppen und Organisationen wurden verklärt und
die gesamte Bewegung wurde in ihren Handlungen gebremst.

Die Schüler_innenkonferenz in Köln im Juli 2011 diskutierte bereits einige
dieser Probleme sehr erfolgreich! Wir als REVOLUTION stehen hinter den
Beschlüssen der Kölner Schulstreikkonferenz. Doch sind wir der Meinung,
dass sie noch um einige Punkte ergänzt werden sollte.

Für den Aufbau einer neuen Bildungsstreikbewegung schlagen wir
daher folgende Punkte vor:

1. Die gesamte Bewegung, insbesondere auf ihren Konferenzen, muss, so wie
es in Köln von den Schüler_innen beschlossen wurde, auf der Grundlage von
Mehrheitsentscheidungen  aufgebaut  sein.  Wir  möchten  betonen,  dass
Minderheiten dabei das Recht eingeräumt wird, ihre politischen Positionen
nach außen zu vertreten! Minderheiten sollten jedoch nicht dazu in der Lage
sein, ganze Konferenzen ohne Beschlüsse stattfinden zu lassen. Unser Ziel
muss  es  sein,  gemeinsame  Aktionen  und  freie  Diskussionen  für  eine
erfolgsorientierte  Bewegung  zu  nutzen.

2.  Die  großen  Jugendorganisationen  wie  Jusos/solid/SDS  sowie
Gewerkschaften  und  Gewerkschaftsjugendverbände  müssen  für
Mobilisierungen wie am 15. und 17. November gewonnen werden.

3. Es muss dafür gekämpft werden, dass nicht nur Studenten_Innen und
Schüler_Innen  in  der  Bewegung  vertreten  sind,  sondern,  dass  auch
Azubis und Arbeiterinnen, Eltern und Lehrer_innen, mit in den Widerstand
einbezogen werden.

4.  Es  darf  nicht  nur  bei  symbolischen Protesttagen bleiben.  Unsere
Anstrengungen müssen darauf gerichtet werden, die Bildungsbewegung
durch  Basisarbeit  in  Schulen/Unis/Betrieben  aufzubauen  und  in  einem
breiten  bundesweiten  Bündnis  zu  organisieren.  Aktionen,  wie
Vollbesetzungen,  mehrtägige  und  unbefristete  Streiks  müssen  eine
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diskutierte  Option  der  Bewegung  werden.

5.  Die Proteste im November müssen als Startpunkt,  nicht als Ende der
Bewegung angesehen werden. Nach dem 17.11. muss es eine nachbereitende
‚Bildungsstreikkonferenz‘  geben,  die  bemüht  ist  neue  Kräfte,  die  in  den
Protesten gewonnen wurden einzubinden. Besonders auf das Jahr 2012, in
dem in etlichen Bundesländern Doppeljahrgänge zu erwarten sind und sich
das  Fehlen  von  Zivildienst,  das  Aussetzen  der  Wehrpflicht  und  ein
mangelndes Angebot an Studien-/ Ausbildungsplätzen voll auswirken wird,
müssen wir uns gut vorbereiten!

6.  Reformen,  wie  Bologna  oder  Sparangriffe  im  Bildungsbereich  haben
internationale  Ursachen  und  werden  international  koordiniert.  Unsere
Antwort  muss  internationaler  Widerstand  sein!  Wir  müssen  uns  mit
Bewegungen in der EU und anderen Ländern solidarisieren. Darüber hinaus
müssen wir  uns  aber  mit  diesen Bewegungen koordinieren,  gemeinsame
Absprachen treffen, letztlich eine tatsächlich internationale Jugendbewegung
gegen Bildungs- und Sozialabbau werden.

7. Die Krise ist nicht vorbei! Momentan versuchen die Regierungen, die
Kosten  der  letzten  Banken-  und  Unternehmerrettungen  auf  uns
abzuwälzen.  In  einer  solchen  Situation  ist  es  für  unsere  Bewegung
unerlässlich sich mit den Beschäftigten, Arbeitslosen – kurz anderen sozialen
Bewegungen – auf Basis einer Anti-Krisen-Bewegung zu organisieren, die
unsere sozialen Errungenschaften verteidigt, um sie auf Kosten der Banken
und der Krisenprofiteure auszudehnen! Ein erneutes Zusammenbrechen der
Märkte  könnte  auch  in  Deutschland  weitaus  schärfere  Folgen  und
demzufolge weitere schärfere Angriffe auch im Bildungsbereich nach sich
ziehen, auf die wir uns vorbereiten müssen!

8.  In  unserer  Bewegung  sind  transparente  und  demokratische
Strukturen
unerlässlich. Wir sprechen uns daher für einen Koordinierungskreis aus, der
zwischen  den  Konferenzen  tagt  und  in  dem  a l le  Gruppen,
Jugendgewerkschaften, lokale und regionale Bündnisse jederzeit das Recht
haben Delegierte zu entsenden. Die Aufgabe eines solchen Gremiums muss
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es sein, neue Konferenzen vorzubereiten, repräsentative Resolutionen der
Bewegung  zu  beschließen  und  die  bundesweiten  Mobilisierungen  zu
koordinieren.  Darüber  hinaus  sprechen  wir  uns  für  einen  auf  dieser
Konferenz  gewählten  Pressesprecherrat  aus,  der  der  Bewegung
rechenschaftspflichtig ist und die grundlegenden Positionen der Bewegung
nach außen hin verteidigen muss!

Weitergehend  schlagen  wir  folgenden  Forderungskatalog  als
Orientierung  für  die  kommende  Bewegung  vor:

Abschaffung aller Studien-/ Lern-/ Ausbildungsgebühren!
Studien-  und  Ausbildungsplätze  für  alle!  Mindestlohn  für
Auszubildende,  Grundsicherung  für  Schüler_Innen  und
Student_Innen  ab  16  Jahren!
Weg mit dem mehrgliedrigen Schulsystem!
Weg mit dem G8-Abitur!
Weg mit den BA/MA Studiengängen!
Zurücknahme  aller  Kürzungen  und  Arbeitszeitverlängerungen  im
Bildungsbereich!
Sofortige Neueinstellung von 100.000 Lehrer_Innen bundesweit!
Sofortige Investition von 40 Milliarden € im Bildungsbereich z.B. für
Sanierungen  der  Schulgebäude  und  der  Einrichtung  von
Erholungsräumen!
Wir zahlen nicht für die Krise!
Für unsere materiellen Forderungen sollen die Reichen, Banken und
Großkonzerne bezahlen, nicht die einfache Bevölkerung!
Prinzipielles  Verbot  des  Betretens  von  Militär  und  Polizei  oder
Sicherheitsdiensten in Bildungseinrichtungen!
Sicherheit, Transparenz und Organisierung unserer Bewegung durch
wähl- und abwählbare Schüler- und Studentenstrukturen!
Für  volles  Aktions-  und  Streikrecht  aller  Schüler_Innen,
Student_Innen, Azubis und Lehrer_Innen!
Die  Lehr-  und  Bildungsinhalte  sollen  nicht  durch  staatliche
Bürokrat_Innen  oder  die  private  Wirtschaft  bestimmt  werden,
sondern durch die Lernenden, Lehrenden und die Organisationen,
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wie Gewerkschaften,  die  tatsächlich  wissen,  welches  Wissen man
braucht, um in einer Gesellschaft zu leben und zu arbeiten.
Regionale,  bundesweite  und  internationale  Koordinierung  unseres
Kampfes  auf  Grundlage  von  rechenschaftspflichtigen  und  ständig
wähl- und abwählbaren Gremien und Vertreter_Innen!

Gaddafi ist am Ende – wie kann
die  Revolution  permanent
werden?
Der Artikel, der sich mit dem Sturz Gaddafis und den kommenden Aufgaben
fü r  d i e  Revo lu t i on  i n  L ibyen  beschä f t i g t  wurde  von  de r
Arbeitermachthomepage  unter  http://www.arbeitermacht.de/  übernommen
und ist auch in der Zeitung „Neue Internationale“ 162, im September 2011
zu lesen.

Die Revolution in Libyen macht rasche Fortschritte.  Große Teile der
Hauptstadt  Tripolis  werden  von  den  Rebellen,  die  rasch  ins

Stadtzentrum  vorstoßen,  gehalten.  In  mehreren  Stadtteilen  kam  es  zu
Aufständen gegen Gaddafi und die ihm verbliebenen Truppen.

Während wir diese Stellungnahme verfassen, wehrt sich Gaddafi mit seinen
letzten Getreuen verbittert, auch wenn es Gerüchte gibt, dass er das Land
schon verlassen hätte. In jedem Fall erleben wir die letzten Stunden seiner
blutigen Despotie.

Sieg der ersten Phase der Revolution!

Der rasche Vorstoß der Rebellen wurde anscheinend durch das Überlaufen
des  Stadtkommandanten  von  Tripolis  erleichtert,  der  insgeheim mit  den
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Rebellen abgesprochen haben soll, ihnen den Zugang zur Stadt zu öffnen und
seine Streitkräfte zurückzuziehen.

Berichten zufolge waren es die Arbeiterviertel in der Hauptstadt Tripolis, die
angesichts

der heranrückenden Rebellen die Gunst der Stunde nutzen, und sich gegen
die  Schergen  des  Regimes,  gegen  Geheimpolizei  und  Spezialkommandos
Gaddafis erhoben.

Der Jubel auf den Straßen legt nahe, dass die Bevölkerung von Tripolis den
Sieg der  Rebellen  als  Akt  der  Befreiung betrachtet,  dass  die  Revolution
gegen Gaddafi entgegen der Behauptungen seiner Apologeten, auch in der
Hauptstadt  überaus  populär  war.  Gaddafis  Lobredner  wie  der
Venezuelanische Staatspräsident Chavez und diverse stalinistische Parteien,
die ihn zum „anti-imperialistischen“ Helden stilisieren wollten, haben sich
gründlich blamiert.

Gaddafi  war  niemals  ein  „Anti-Imperialist“,  noch  war  er  ein  sozialer
Wohltäter. Der Zusammenbruch seines Regimes zeigt, dass die große Masse
der Bevölkerung seinen Sturz herbeisehnte und dass sein Regime selbst in
der Hauptstadt keine Basis hatte.

Die Form seines Sturzes – die Übernahme der Stadt durch eine schlecht
ausgerüstete, aber hoch motivierte Rebellenarmee und durch Aufstände in
den Stadtteilen – zeigt, dass wir es in Libyen trotz der reaktionären, pro-
imperialistischen Führung um den „Nationalen Rettungsrat“ und trotz NATO-
Bombardements nicht einfach mit Fußtruppen des Imperialismus, sondern
mit einer wirklichen „Volksrevolution“ zu tun haben, einer Revolution also,
die ähnlich der von Marx so charakterisierten „Volksrevolution“ von 1848
alle  Schichten  der  libyschen  Nation  umfasst.  Doch  dieser  Sieg  stellt
gleichzeitig  die  Frage  nach  dem  weiteren  Verlauf  und  Schicksal  der
Revolution.

Wie weiter?



Libysche  Rebellen,Autor:  VOA  –  Phil  Ittner;
Lizenz:  Public  Domain;  Quelle:  Wikimedia
Commons

Die aktuelle Frage lautet daher: Wie sieht ein Libyen nach Gaddafi aus? Wie
können die

NATO-Imperialisten und der von ihnen gestützte „Nationale Übergangsrat“
in  Benghazi  daran  gehindert  werden,  sich  die  Früchte  der  Revolution
anzueignen?

Die  imperialistischen  Mächte  –  allen  voran  die  NATO-Mächte  USA,
Britannien,  Frankreich  –  wollen  eine  pro-westliche  Regierung  in  Libyen
installieren,  die  sich  auf  ehemalige  Offiziere,  Polizeikräfte,  Militärs  und
Geheimpolizei  stützt,  die allesamt einmal Unterstützer des alten Regimes
waren.

Die Verteidigung der libyschen Unabhängigkeit vom Imperialismus ist daher
eine zentrale Aufgabe des nächsten Stadiums der Revolution.

Revolutionäre  KommunistInnen  sollten  sich  über  die  Bedeutung  dieser
Ereignisse klar sein. Die libysche Revolution und ihr Sieg im Bürgerkrieg
werden die Revolution im Nahen Osten und Nordafrika wiederbeleben – nach
einem Sommer der Rückschläge, der Paralyse und eines Vormarsches der
Konterrevolution, sei es in blutiger Form wie in Syrien, sei es durch eine
„demokratische“ Hinhaltetaktik  wie in  Ägypten.  Sie  wird die  Rebellen in
Syrien ermutigen,  ihren heroischen Kampf zum Sturz  der  Assad-Diktatur
fortzusetzen.  Sie  könnte  auch  die  Rebellionen  in  den  Golf-Staaten
wiederbeleben, die palästinensische Intifada stärken und die Bewegungen in
Ägypten und Tunesien ermutigen, gegen die neuen, vom Militär gestützten
Regime vorzugehen.

In  einer  bestimmten  Hinsicht  ist  die  libysche  Bewegung  weiter
fortgeschritten als die Revolutionen in Ägypten oder Tunesien. Die libyschen
Streikkräfte sind weitgehend zersetzt. Tausende Libyer wurden bewaffnet,
im Kampf geschult und haben milizartige Verbände gebildet. Es handelt sich
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dabei  nicht  um  Berufssoldaten,  sondern  um  Ingenieure,  Doktoren,
Arbeitslose. Die Volksrevolution wurde zu einem Bürgerkrieg aufgrund der
blutigen Unterdrückung durch das Gaddafi-Regime. Jetzt muss der Despot
den Preis dafür bezahlen.

Andererseits stellen die Intervention und Präsenz der NATO-Mächte sowie
ihr Prestige unter den Massen eine Bedrohung dar.  Die Massen müssen
vermeiden, unter der Aufsicht des Übergangsrates zu einer Unterstützung
imperialistischer Öl-Interessen missbraucht zu werden.

Das  politische Bewusst  der  Massen ist  widersprüchlich.  Unterschiedliche
Strömungen,  politische  Ideologien  und  Ideen  manifestieren  sich,  welche
dominieren und letztlich siegreich hervorgehen werden, ist eine Frage des
politischen Kampfes.

Der unmittelbare Kampf muss sich darauf konzentrieren, vor den Gefahren
zu warnen und über die Gefahren auszuklären, die von den imperialistischen
Mächten ausgehen, die ihren Preis für die militärische Unterstützung der
Revolution erhalten wollen.

In dieser Situation müssen revolutionäre KommunistInnen folgende
Forderungen erheben:

Keine Unterstützung für den Nationalen Übergangsrat! Macht die
Revolution permanent mit dem Ziel, die bürgerliche Regierung durch
eine Arbeiterregierung zu ersetzen! Keine Entwaffnung der Milizen!
Lokale  Komitees  der  Aufständischen  müssen  zu  Räten  der
ArbeiterInnen,  der  Jugend  und  KämpferInnen  werden!
 Migrantische ArbeiterInnen, wie jene aus den Ländern südlich der
Sahara, müssen verteidigt werden! Harte Strafen für alle, die sich an
ihnen vergehen oder alle, die Racheakte unter den Clans entfachen
wollen!
Für  den  Aufbau  unabhängiger  Gewerkschaften!  Kampf  für  eine
unabhängige und revolutionäre Verfassungsgebende Versammlung.
Aufhebung  aller  Verträge  und  Abkommen  des  Nationalen
Übergangsrates und des Gaddafi-Regimes mit der NATO, der EU und



den Imperialisten! Angesichts der Tatsache, dass Libyen ein Staat ist,
der sich weitgehend aus der Grundrente aus seinen Ölvorkommen
finanziert,  ist  es  entscheidend,  dass  über  seine  Einkünfte
demokratisch entschieden wird – durch Arbeiterräte. Keine Übergabe
des Ölreichtums an die imperialistischen Konzerne – seien sie US-
amerikanischer, europäischer oder chinesischer Herkunft!
Auflösung  der  Überreste  der  nationalen  Armee  und  Polizei!  Für
Volksmilizen, die demokratisch geleitet und organisiert werden durch
Revolutionsräte! Einberufung einer Konstituierenden Versammlung,
die  demokratisch über  die  Zukunft  des  Landes  bestimmt –  unter
Kontrolle dieser Räte!
Alle NATO-Spezialkräfte raus aus Libyen! Nein zu allen NATO-Basen
im  Land!  Ausländische  Banken  und  Regierungen  müssen  die
eingefrorenen  Gelder  an  das  libysche  Volk  übergeben!  Keine
Privatisierungen!  Arbeiterkontrolle  über  die  Öl-Förderungen  und
über  a l l e  Indus t r i en ,  den  F inanzsek to r  und  g roße
Dienstleistungsbereiche! Konfiskation des Vermögens von Gaddafi!
Für  eine  massives  Bauprogramm  von  öffentlichen  Wohnungen,
Schulen  und  Krankenhäusern!
Verbindet Euch mit der tunesischen und ägyptischen Revolution –
mobilisiert die Massen zur Unterstützung der Kämpfe in Algerien,
Syrien und Palästina gegen Diktatur und Besatzung!
Aufbau einer revolutionären Partei  in Libyen als Teil  einer neuen
Arbeiterinternationale!


